
Der Lehrplan 21 hat die Har-
monisierung der Volksschu-
len in den 21 Deutschschwei-
zer Kantonen zum Ziel. Ges-
tern wurde er in die Ver-
nehmlassung geschickt.

von Erwin Künzi

Luzern Im Jahr 2006 hat das Schweizer-
volk mit grosser Mehrheit dem Artikel 
62 der Bundesverfassung zugestimmt. 
In diesem wird unter anderem festge-
halten, dass die Kantone die Ziele der 
Bildungsstufen koordinieren sollen. 
Die Deutschschweizer Erziehungsdi-
rektorenkonferenz (D-EDK) ist diesem 
Auftrag nachgekommen und hat in den 
vergangenen zwei Jahren, nachdem 
ein Grundlagenkonzept verabschiedet 
worden war, den Lehrplan 21 entwi-
ckelt. Am 20. Juni haben ihn die Erzie-
hungsdirektorinnen und -direktoren 
der betroffenen Kantone abgesegnet, 
und gestern wurde er im Rahmen einer 
Medienkonferenz offiziell in die Ver-
nehmlassung geschickt. «Ich freue 
mich sehr über das, was da entstanden 
ist, und bin jetzt auf die Reaktionen ge-
spannt», erklärte Christian Amsler, 
Schaffhauser Erziehungsdirektor und 
Präsident der D-EDK. «Der vorliegende 
Entwurf ist eine gute Grundlage für 
eine breite Diskussion über den inhalt-
lichen Auftrag der Volksschule», fügte 
er noch an.

Kompetenzen als Herzstück
Was ist und will dieser Lehrplan 

21? Ziel sei es, die kantonalen Lehr-
pläne und -ziele zu harmonisieren, 
sagte die Zürcher Erziehungsdirekto-
rin Regine Aeppli: «Wir bauen auf be-
stehenden und bewährten Konzepten 
und Lehrplänen auf.» Herzstück des 
Lehrplans 21 sind Kompetenzen. Im 
Klartext heisst das, dass der Unterricht 
so gestaltet sein muss, dass die Kinder 
das erworbene Wissen auch anwenden 
können. In der elfjährigen Schulzeit, 
die die Volksschule in allen Kantonen 
umfassen wird, sollen alle Kinder 
Grundkompetenzen in den Fachberei-
chen Mathematik, Fremdsprachen, 
Schulsprache und Naturwissenschaf-
ten erwerben. Darüber hinaus gibt es 
weiterführende Lernziele. Der Aufbau 
der verschiedenen Kompetenzen soll 
in drei Zyklen erfolgen, nämlich im 
Kindergarten sowie in der 1. und 2. 
Klasse, der 3.–6. Klasse und der 7.–9. 
Klasse. Wie die Lehrpersonen dieses 
Ziel erreichen und die Methode, die sie 
dafür wählen, ist ihnen überlassen. 

«Das heisst, es gilt die Freiheit der  
Methode», betonte Aeppli. Um festzu-
stellen, ob die Kompetenzen in den ein-
zelnen Fächern erreicht worden sind, 
werden standardisierte Tests durchge-
führt, die auch einen Vergleich zwi-
schen den Kantonen erlauben. 

Schon während der Erarbeitung des 
Lehrplans 21 gaben die Fremdsprachen 
zu reden. Hier wurde nichts geändert. 
Die Fremdsprachen sollen ab der 3. und 
der 5. Klasse eingeführt werden, wobei 
die Kantone entscheiden, welche zuerst 
kommt. Wichtig während der Erarbei-
tung des Lehrplans 21 war auch der An-
schluss an die Berufsbildung und die 
weiterführenden Schulen. Darauf 

wurde nicht nur bei den Kompetenzen 
Rücksicht genommen, sondern auch 
die berufliche Orientierung als fächer-
übergreifendes Ziel aufgenommen.

Schulhoheit bleibt bestehen
«Die Hoheit der Kantone über die 

Volksschule bleibt mit dem Lehrplan 21 
bestehen.» Das hielt Alex Hürzeler, Er-
ziehungsdirektor des Kantons Aargau, 
fest. So legen die Kantone zum Beispiel 
die Stundentafel fest und sagen, ob sie 
den Kindergarten beibehalten oder 
eine Eingangsstufe einführen wollen. 
Es sind ebenfalls die Kantone, die be-
stimmen, wann mit welchen begleiten-
den Massnahmen und welchen kanto-

nalen Ergänzungen sie den Lehrplan 
21 einführen wollen.

Bei dieser Einführung werden die 
Lehrkräfte eine entscheidende Rolle 
spielen. Sie wurden denn auch bei der 
Entwicklung des Lehrplans 21 von Be-
ginn weg miteinbezogen, was sich, wie 
Beat Zemp, Zentralpräsident des Dach-
verbandes Schweizer Lehrerinnen und 
Lehrer, gestern erklärte, bewährt hat. 
Er sprach von einem «historischen Mo-
ment» und davon, dass der neue Lehr-
plan zum Kompass für die Steuerung 
des Unterrichts durch die Lehrperso-
nen werde. Zur Akzeptanz des Lehr-
plans 21 durch die Lehrpersonen hat si-
cher auch die Aussage von Regine Aep-

pli beigetragen, dass dieser ein Harmo-
nisierungs- und kein Reformprojekt 
sei. Die Vernehmlassung dauert bis 
Ende des Jahres, 2014 wird dann die 
endgültige Version des Lehrplans 21 
erstellt. Anschliessend ist es den Kan-
tonen überlassen, ihn einzuführen, was 
laut Beat Zemp frühestens auf das 
Schuljahr 2016/17 der Fall sein dürfte. 

Der Schaffhauser Erziehungsdirektor 
Christian Amsler präsidiert auch die 
Deutschschweizer Erziehungsdirekto-
renkonferenz (D-EDK). In dieser Eigen-
schaft präsentierte er gestern in Lu-
zern den Lehrplan 21, der jetzt in die 
Vernehmlassung geht. Im Interview 
sagt er, wie es im Kanton Schaffhausen 
mit dem Lehrplan 21 weitergehe.

Der Lehrplan 21 ist jetzt in die Konsul-
tation gegangen. Wie wird die Stel-
lungnahme des Kantons Schaffhausen 
erarbeitet, welche Stimmen werden 
dazu gehört? 
Christian Amsler: Darüber werden wir 
am kommenden Mittwoch die Öffentlich-

keit informieren. Ich kann jetzt schon sa-
gen, dass es für alle Interessierten nach 
den Sommerferien drei Informationsver-
anstaltungen geben wird. Die Stellung-
nahme wird dann unter der Federfüh-
rung der Regierung erarbeitet; der Erzie-
hungsrat und mein Departement haben 
da schon gute Vorarbeit geleistet, aber 
wir werden auch diverse Organisationen, 
die sich um Schulfragen kümmern, anfra-
gen. Aber es sind alle Meinungen will-
kommen. Wer will, kann sich die Unterla-
gen unter www.lehrplan.ch beschaffen.

Was ändert sich in der Schaffhauser 
Volksschule, wenn der Lehrplan 21 
umgesetzt wird? 

Amsler: Inhaltlich wird sich nichts än-
dern, denn der Lehrplan 21 ist eine logi-
sche Fortschreibung der bestehenden 
Lehrpläne. Schaffhausen hat bereits 
einen modernen Lehrplan, einzig die 
Kompetenzorientierung wird noch ver-
stärkt. Die Überprüfung der Stunden-
tafel wird eine wichtige Aufgabe sein, 
aber auch da stehen wir gut da und 
können die vorgegebenen Inhalte des 
Lehrplans 21 sicher gut umsetzen.

Ab wann wird Ihrer Meinung nach der 
Lehrplan 21 im Kanton Schaffhausen 
in Kraft treten?
Amsler: Das hängt davon ab, ob die 
D-EDK wie geplant den Lehrplan 21  

im Herbst 2014 definitiv beschliessen 
kann. Ist das der Fall, sind die Kantone 
am Zug. Zürich rechnet mit 2017, 
Schaffhausen möchte etwas schneller 
sein und ihn 2016 einführen, und zwar 
gesamthaft – in einem Schritt.
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Lehrplan 21: Harmonisierung rückt näher

Stellten den Lehrplan 21 vor: Beat Zemp, Christian Amsler, Regine Aeppli und Alex Hürzeler (von links).� Bild Claudio Minutella

Lehrplan 21  
Die Reaktionen
Luzern Der Dachverband der Schwei-
zer Lehrerinnen und Lehrer (LCH) 
äussert sich positiv zum Lehrplan 21 
(siehe Artikel auf dieser Seite). Ent-
scheidend sei allerdings die Umset-
zung in den Kantonen. Dafür müssten 
genügend Mittel zur Verfügung  
stehen: «Sparübungen in der Umset-
zungsphase, fehlende Lehrmittel,  
mangelnde Ressourcen bei der Weiter-
bildung der Lehrpersonen und das 
Ausscheren von Kantonen würden  
den Erfolg des neuen Lehrplans stark 
gefährden», schreibt der LCH in einer 
Stellungnahme. 

Ähnlich äussert sich die SP. Die 
Umsetzung des Lehrplanes dürfe die 
Belastung der Lehrerinnen und Lehrer 
nicht weiter strapazieren. Die CVP be-
grüsst, dass die Kantone genügend 
Spielraum hätten, um ihren Bedürfnis-
sen gerecht zu werden. Der Verband 
der Schulleiterinnen und Schulleiter 
Schweiz fordert aber, dass die Harmo-
nisierungsziele bei der Umsetzung 
nicht verwässert werden. Kritik am 
Lehrplan übt die SVP. Sie lehne Ler-
nen nach dem Lustprinzip und Fremd-
sparchenunterricht in der Primar-
schule ab, teilte sie mit. Die Schule 
müsse die Kinder auf das reale Berufs-
leben vorbereiten. (ek/sda)

Christian Amsler «Alle Meinungen zum Lehrplan 21 sind willkommen»

Christian 
Amsler
Präsident  
D-EDK

Der Bundesrat will die flan-
kierenden Massnahmen zur 
Personenfreizügigkeit mit der 
EU auf keinen Fall antasten. 
Doch Brüssel kritisierte den 
Schweizer Protektionismus 
immer wieder.

von Tobias Gafafer 

Bern Die Europapläne des Bundesrates 
bergen innenpolitischen Zündstoff. 
Doch erst müssen sich Bern und Brüs-
sel in Verhandlungen über die Neuge-
staltung der Bilateralen einigen. Laut 
Diplomatenkreisen zeichnen sich dabei 
primär zwei Knacknüsse ab: Zum einen 
will der Bundesrat die flankierenden 
Massnahmen zur Personenfreizügig-
keit, darunter etwa Lohnkontrollen, 
nicht antasten. Diese rote Linie soll 
nicht überschritten werden. Pikant zum 
anderen: Neben der Ventilklausel kriti-

sierte die EU-Kommission immer wie-
der einen Teil der Flankierenden, weil 
sie protektionistisch seien. Ausgerech-
net bei dieser Frage will aber der  
Bundesrat das letzte Wort nicht dem 
europäischen Gerichtshof (EuGH) über-
lassen. Dieser soll neu faktisch die Bila-
teralen auslegen, wenn sich Bern und 
Brüssel nicht einigen. Bei den Flankie-
renden dürfte sich dagegen wenig än-
dern: Finden Bern und Brüssel im Streit-
fall keine Lösung, bleibt es wohl dabei.

Jeden Zweifel ausräumen
Klar ist, dass die Flankierenden für 

die Akzeptanz der Personenfreizügig-
keit und damit der Bilateralen in der 
Schweiz zentral sind. «Die Möglichkeit, 
flankierende Massnahmen zu ergrei-
fen, muss auch in Zukunft erhalten 
bleiben», sagt Henri Gétaz, Chef der 
Europadirektion im Aussendeparte-
ment, auf Anfrage. Sonst sei die innen-
politische Unterstützung für die Perso-
nenfreizügigkeit und auch für eine ins-
titutionelle Lösung gefährdet. «Mit der 
roten Linie wollen wir jeden Zweifel 

ausräumen.» Gétaz betont zudem, dass 
es bisher wenig Streitfälle gegeben 
habe: «Wir diskutierten mit der EU 
über eigentlich marginale Aspekte. Die 
Probleme wurden hochstilisiert.» In 
der Praxis seien Lösungen gefunden 
worden. So sind gemäss Gétaz Notfälle 
von der sogenannten Acht-Tage-Regel 
ausgenommen. Diese von Brüssel kriti-
sierte Schweizer Regel zwingt EU-An-
bieter, sich für die Erbringung einer 
Dienstleistung acht Tage im Voraus bei 
den Kantonen anzumelden.

Kompetenzen an EU abgeben
Als zweite Knacknuss gilt unter Be-

obachtern der Verzicht auf eine über-
geordnete Instanz zur Überwachung 
der Bilateralen. Zwar wurden die 
Grundzüge der Europapläne von den 
Chefdiplomaten der Schweiz und der 
EU gemeinsam erarbeitet, doch Brüs-
sel hat bisher auf einer solchen Instanz 
beharrt. Gemäss dem Bundesrat hätte 
der EuGH bei Auslegungsfragen das 
letzte Wort. Dafür müsste dieser aber 
erst von der EU oder der Schweiz kon-

taktiert werden. Bern hat klare Vor-
stellungen: Es werde keine allgemeine 
Überwachungsbehörde geben, die bei 
Vertragsverletzungen ein Verfahren 
einleiten könnte, sagt Henri Gétaz. «Die 
Schweiz ist für ihre Verpflichtungen 
zuständig, die EU für ihre. Die EU-
Kommission erhält nicht mehr Rechte.» 
Die Schweiz und die EU könnten sich 
wie bisher in den gemeinsamen Aus-
schüssen gegenseitig beanstanden. 
Laut Gétaz könnte die Schweiz aber in 
gewissen Sektoren, etwa im Strombe-
reich, Kompetenzen an EU-Organe de-
legieren, sofern sie sich mit der EU 
einigt. Dies ist unter anderem bereits 
bei der europäischen Agentur für Flug-
sicherheit der Fall.

Keine Knacknuss per se ist gemäss 
Diplomatenkreisen dagegen die Art Pa-
ketlösung, die Didier Burkhalter mit 
der EU anvisiert. Die Verknüpfung of-
fener Fragen wie der Neugestaltung 
der Bilateralen mit dem Steuerstreit 
sei in Verhandlungen üblich. Bei den 
Bilateralen I etwa sei die Schweiz da-
mit gut gefahren.

Didier Burkhalters doppelte KnacknussBern will 600  
Stellen abbauen
BerN Die Berner Kantonsregierung will 
in den kommenden Jahren mit 88 Mass-
nahmen die Kantonsrechnung um 231 
bis 491 Millionen Franken pro Jahr ent-
lasten und so Defizite verhindern. Sie 
geht davon aus, dass die Massnahmen 
mittelfristig über 600 Stellen kosten 
werden. Die gestern von der Regierung 
veröffentlichten Massnahmen richten 
sich nach der Vorgabe aus, dass künftig 
der Kanton Bern im Vergleich zum 
Durchschnitt der Schweizer Kantone 
nur noch 92 Prozent der Leistungen er-
bringen will. Wo der Kanton Bern über-
durchschnittlich viel Geld ausgibt, da 
soll nun gespart werden. Allerdings 
verzichtet die Kantonsregierung dar-
auf, angesichts der besonderen Struk-
tur des Kantons überall an dieser 
92-Prozent-Regel festzuhalten. 

Am meisten von den Sparmassnah-
men betroffen sind die Bereiche Bil-
dung, Behindertenbetreuung, Kantons-
polizei, Psychiatrie, Steuerverwaltung 
und Strassenunterhalt. So schlägt die 
Regierung beispielsweise vor, bei der 
Kantonspolizei etappiert 100 Stellen 
abzubauen. (sda)


